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über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

A. Zielsetzung 

Förderung und Schutz deutscher Kapitalanlagen in der Volks-
republik China. 

B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Auslandsinvestitionen, insbe-
sondere durch Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meist-
begünstigung, Entschädigungspflicht bei Enteignung, freiem 
Transfer von Kapital und Erträgen, internationaler Schieds-
gerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 





Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/1740 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Ent-
wurf  eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 7. Oktober 1983 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik China über die För-
derung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Begründung 
und Vorblatt. 

Der Wortlaut des Abkommens und des zugehörigen Protokolls in deutscher 
und chinesischer Sprache und eine Denkschrift zum Abkommen sind bei-
gefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei-
zuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Wi rtschaft  und des 
Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 537. Sitzung am 29. Juni 1984 gemäß Arti-
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 7. Oktober 1983 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Volksrepublik China 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Peking am 7. Oktober 1983 unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik China über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem 
Protokoll vom selben Tage wird zugestimmt. Das 
Abkommen und das Protokoll werden nachstehend ver-
öffentlicht. 

Artikel 2 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechts-

verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates eine 
ergänzende Vereinbarung zu diesem Abkommen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Volks-
republik China über die Regelung von Streitigkeiten 

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Erforderlichkeit der Zustimmung des Bundesrates 
ergibt sich aus Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes, 
da das im Abkommen vereinbarte Diskriminierungsver-
bot sich auch auf Steuern bezieht, deren Aufkommen 
den Ländern oder den Gemeinden ganz oder zum Teil 
zufließt, sowie aus Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wegen der in Artikel 2 des Vertragsgesetzes vorge-
sehenen Verordnungsermächtigung. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen sieht im Protokoll zu Artikel 4 für Mei-
nungsverschiedenheiten über die Höhe der Entschädi-
gung eine besondere Streitschlichtung durch ein ad hoc 
zu bildendes internationales Schiedsgericht vor. Es ent-
hält keine Vereinbarung zur Regelung von Streitigkeiten 
gemäß dem Übereinkommen vom 18. März 1965 zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staa-
ten und Angehörigen anderer Staaten, weil die Volksre-
publik China, anders als die Bundesrepublik Deutsch-
land, dem Übereinkommen nicht angehört. Da die Volks-
republik China eine Mitgliedschaft erwägt, sind beide 
Seiten in einem Briefwechsel übereingekommen, im 
Falle des Beitritts über eine entsprechende Zusatzver

-

gemäß dem Übereinkommen vom 18. März 1965 zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staa-
ten und Angehörigen anderer Staaten (BGBl. 1969 II 
S. 369) in Kraft  zu setzen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(BGBl. I S. 1). 

Artikel 4 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-

dung in Kraft. 
(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Arti-

kel 13 Abs. 1 sowie das Protokoll in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

einbarung zu verhandeln. Durch eine solche Vereinba-
rung könnte der Rechtsschutz für deutsche Investitio-
nen in der Volksrepublik China verbessert werden; sie 
liegt daher im Interesse der Bundesrepublik Deutsch-
land. Für den Fall ihres Zustandekommens sollte der 
federführende Bundesminister für Wi rtschaft bereits 
jetzt zur Inkraftsetzung ermächtigt werden. 

Zu Artikel 3 
Das Abkommen soll - mit Ausnahme der Bestimmungen 
der Protokollnummer 7, soweit diese sich auf die Luft-
fahrt beziehen - auch auf das Land Berlin Anwendung 
finden. Das Gesetz enthält daher die übliche Berlin

-

Klausel. 

Zu Artikel 4 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfor-
dernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 13 Abs. 2 in Kraft  tritt, im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausfüh-
rung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Volksrepublik China 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Volksrepublik China 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen beiden Staaten zu entwickeln, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Investoren der einen Vertragspartei im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei zu schaffen, 

haben nach Verhandlungen zwischen Vertretern der Regie-
rungen beider Staaten 

folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Abkommens 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen" alle in Übereinstim-
mung mit den jeweils geltenden Rechtsvorschriften einer 
Vertragspartei zugelassenen Vermögenswerte, insbeson-
dere, aber nicht ausschließlich 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken, 
Pfandrechte oder dergleichen; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wi rtschaft lichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wi rtschaftlichen Wert haben; 

d) Urheberrechte, Rechte des gewerblichen Eigentums, 
technische Verfahren, Know-how, Handelsmarken und 
Handelsnamen; 

e) Konzessionen, einschließlich Aufsuchungs- und 
Gewinnungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge" diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum als 
Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen und andere rechtmä-
ßige Einnahmen entfallen; 

3. bezeichnet den Begri ff  „Investor" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

a) Deutsche mit Wohnsitz im Geltungsbereich dieses 
Abkommens; 

b) jede juristische Person sowie jede Handelsgesellscha ft 
 oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder 

ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Geltungs-
bereich dieses Abkommens hat und nach den Gesetzen 
zu Recht besteht, gleichviel ob die Haftung ihrer Gesell

-

schafter, Teilhaber oder Mitglieder beschränkt oder 
unbeschränkt und ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerich-
tet ist oder nicht; 

in bezug auf die Volksrepublik China: 

a) Natürliche Personen, die die Staatsangehörigkeit der 
Volksrepublik China besitzen; 

b) Gesellschaften, Unternehmen oder sonstige wirtschaft-
liche Organisationen, die von der chinesischen Regie-
rung anerkannt, registriert und zur wi rtschaftlichen 
Zusammenarbeit mit dem Ausland berechtigt sind. 

Artikel 2 

Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapital-
anlagen von Investoren der anderen Vertragspartei fördern 
und diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung mit ihren 
Rechtsvorschriften zulassen. Sie wird die Kapitalanlagen in 
jedem Fall gerecht und billig behandeln. 

Artikel 3 

(1) Die Kapitalanlagen der Investoren einer Vertragspartei 
werden im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei nicht 
weniger günstig behandelt als die der Investoren dritter Staa-
ten, mit denen diese andere Vertragspartei gleichartige 
Abkommen abgeschlossen hat. 

(2) Die Betätigung der Investoren der einen Vertragspartei i n  
bezug auf eine Kapitalanlage wird im Hoheitsgebiet der ande-
ren Vertragspartei nicht weniger günstig behandelt als die der 
Investoren dritter Staaten, mit denen diese andere Vertrags-
partei gleichartige Abkommen abgeschlossen hat. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf die Vergünsti-
gungen, die eine Vertragspartei den Investoren dritter Staaten 
gewährt aufgrund 

- einer bestehenden Zollunion, einer Freihandelszone oder 
aufgrund der Zugehörigkeit zu einer Wirtschaftsgemein-
schaft; 

- eines Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Ver-
einbarungen über Steuerfragen; 

- von Regelungen zur Erleichterung des Grenzverkehrs. 

(4) Unbeschadet der Gesetze und Verordnungen über 
gemeinsame Unternehmen mit ausländischer Beteiligung bzw. 
über Unternehmen mit ausschließlich ausländischem Kapital 
sichert jede Vertragspartei zu, keine diskriminierenden Maß-
nahmen gegen gemeinsame Unternehmen mit Beteiligung von 
Investoren der anderen Vertragspartei sowie gegen Kapitalan-
lagen der Investoren der anderen Vertragspartei zu treffen. 

Artikel 4 
(1) Kapitalanlagen von Investoren einer Vertragspartei 

genießen im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei Schutz 
und Sicherheit. Kapitalanlagen von Investoren einer Vertrags- 
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partei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei nur 
zum allgemeinen Wohl und in einem Rechtsverfahren und 
gegen Entschädigung enteignet werden. Die Entschädigung 
muß ohne ungebührliche Verzögerung geleistet werden, tat-
sächlich verwertbar und frei transferierbar sein. 

(2) Investoren einer Vertragspartei und gemeinsame Unter-
nehmen mit Beteiligung von Investoren einer Vertragspartei, 
die im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei durch Krieg, 
sonstige bewaffnete Auseinandersetzungen, Staatsnotstand 
oder sonstige vergleichbare Ereignisse Verluste an Kapitalan-
lagen erleiden, werden von dieser anderen Vertragspartei hin-
sichtlich aller Maßnahmen in diesem Zusammenhang nicht 
diskriminiert. 

(3) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegen-
heiten genießen die Investoren einer Vertragspartei im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei Meistbegünstigung. 

Artikel 5 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Investoren der ande-
ren Vertragspartei den freien Transfer der im Zusammenhang 
mit einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhal-
tung oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) von Lizenz- und anderen Gebühren für die in Artikel 1 
Absatz 1 Buchstabe d definie rten Rechte; 

e) des Liquidationserlöses im Fall vollständiger oder teilwei-
ser Veräußerung der Kapitalanlage. 

Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Investoren Zahlungen auf-
grund einer Gewährleistung für eine Kapitalanlage im Hoheits-
gebiet der anderen Vertragspartei, so erkennt diese andere 
Vertragspartei, unbeschadet der Rechte der erstgenannten 
Vertragspartei aus Artikel 10, die Übertragung aller Rechte 
oder Ansprüche dieser Investoren kra ft  Gesetzes oder auf-
grund Rechtsgeschäfts auf die erstgenannte Vertragspartei 
an. Ferner erkennt die andere Vertragspartei den Eintritt der 
erstgenannten Vertragspartei in alle diese Rechte oder An-
sprüche (übertragene Ansprüche) an, welche die erst-
genannte Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr Rechts-
vorgänger auszuüben berechtigt ist. Gegenforderungen gegen 
diese Rechte oder Ansprüche können auch gegenüber der 
erstgenannten Vertragspartei geltend gemacht werden. Für 
den Transfer der an die betreffende Vertragspartei aufgrund 
der übertragenen Ansprüche zu leistenden Zahlungen gelten 
Artikel 4 und Artikel 5 sinngemäß. 

Artikel 7 

(1) Soweit die Beteiligten nicht eine abweichende, von den 
zuständigen Stellen der Vertragspartei, in deren Hoheitsgebiet 
sich die Kapitalanlage befindet, zugelassene Vereinbarung 
getroffen haben, erfolgen Transferierungen nach Artikel 4, 
Artikel 5 oder Artikel 6 ohne ungebührliche Verzögerungen zu 
dem für die vereinbarte Währung jeweils gültigen Kurs. 

(2) Dieser Kurs muß dem Kreuzkurs (cross rate) entspre-
chen, der sich aus jenen Umrechnungskursen ergibt, die der 
Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung 
Umrechnungen der betreffenden Währungen in Sonderzie-
hungsrechte zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertrags-
partei oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben  

diesem Abkommen zwischen den Vertragsparteien bestehen 
oder in Zukunft begründet werden, eine allgemeine oder 
besondere Regelung, durch die den Kapitalanlagen der Inve-
storen der anderen Vertragspartei eine günstigere Behand-
lung als nach diesem Abkommen zu gewähren ist, so geht 
diese Regelung dem vorliegenden Abkommen insoweit vor, als 
sie günstiger ist. 

(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung ein-
halten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen gegenüber Investo-
ren der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet über-
nommen hat; im übrigen bleibt das Recht jeder Vertragspartei 
zur Änderung ihrer allgemeinen Gesetze unberührt. 

Artikel 9 

Dieses Abkommen gilt auch für Kapitalanlagen, die Investo-
ren der einen Vertragspartei in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in deren 
Hoheitsgebiet seit dem 1. Juli 1979 vorgenommen haben. 

Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar-
teien über die Auslegung oder Anwendung dieses Abkom-
mens sollen, soweit möglich, durch freundschaftliche Ver-
handlungen beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit innerhalb von 
sechs Monaten nicht beigelegt werden, so wird sie auf Verlan-
gen einer der beiden Vertragsparteien einem Schiedsgericht 
unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder 
sich auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann 
einigen, der von den Regierungen der beiden Vertragsparteien 
zu bestellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Mona-
ten, der Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, 
nachdem die eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, 
daß sie die Meinungsverschiedenheit einem Schiedsgericht 
unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht einge-
halten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung 
jede Vertragspartei den Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. 
Besitzt der Generalsekretär die Staatsangehörigkeit einer der 
beiden Vertragsparteien oder ist er aus einem anderen Grund 
verhindert, so soll der dienstälteste Untergeneralsekretär, der 
nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragspar-
teien besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht soll aufgrund dieses Abkommens 
und der anderen Verträge, die die beiden Vertragsparteien 
abgeschlossen haben, sowie aufgrund der allgemeinen 
Regeln des Völkerrechts entscheiden. Es entscheidet mit 
Stimmenmehrheit; die Entscheidung ist endgültig und bindend. 

(6) Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds und 
ihrer Vertretung in dem Schiedsverfahren; die Kosten des 
Obmanns sowie die sonstigen Kosten werden von den beiden 
Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. 

(7) Das Schiedsgericht soll sein Verfahren selbst regeln. 

Artikel 11 

Dieses Abkommen bleibt auch für den Fall von Auseinander-
setzungen zwischen den Vertragsparteien in Kraft, unbescha-
det des Rechts zu vorübergehenden Maßnahmen, die auf-
grund der allgemeinen Regeln des Völkerrechts zulässig sind. 
Maßnahmen solcher Art  sind spätestens zum Zeitpunkt der 
tatsächlichen Beendigung der Auseinandersetzung aufzuhe-
ben, unabhängig davon, ob diplomatische Beziehungen beste-
hen. 
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Artikel 12 

Dieses Abkommen gilt im Einklang mit der bestehenden 
Lage auch für Berlin (West). 

Artikel 13 

(1) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tag in 
Kraft , an dem beide Regierungen einander notifiziert haben, 
daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für 
das Inkrafttreten erfüllt sind. Es bleibt zehn Jahre lang in Kra ft;  

nach deren Ablauf wird es auf unbegrenzte Zeit verlängert, 
sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien das Abkommen 
mit einer Frist von zwölf Monaten schriftlich kündigt. Nach 
Ablauf von zehn Jahren kann das Abkommen jederzeit gekün-
digt werden, bleibt jedoch nach erfolgter Kündigung noch ein 
Jahr in Kraft. 

(2) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außer-
krafttretens dieses Abkommens vorgenommen worden sind, 
gelten die Artikel 1 bis 12 noch für weitere fünfzehn Jahre vom 
Tage des Außerkrafttretens des Abkommens an. 

 
Geschehen zu Beijing am 7. Oktober 1983 in zwei Urschrif-

ten, jede in deutscher und chinesischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Schädel 

Graf Lambsdorff 

Für die Volksrepublik China 
Chen Muhua 
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Protokoll 

Bei der Unterzeichnung des Abkommens über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik China 
haben die unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem fol-
gende Vereinbarungen getroffen, die als Bestandteile des 
Abkommens gelten: 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederan-
lage auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie 
die Kapitalanlage. 

b) Jede Person, die einen von den zuständigen Behörden der 
betreffenden Vertragspartei ausgestellten nationalen Rei-
sepaß besitzt, gilt als Staatsangehöriger dieser Vertrags-
partei. 

(2) Zu Artikel 2 

Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-
schriften einer Vertragspartei im Anwendungsbereich ihrer 
Rechtsordnung von Investoren der anderen Vertragspartei 
vorgenommen sind, genießen den vollen Schutz dieses 
Abkommens. 

Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-
schriften einer Vertragspartei von Investoren in den Gebieten 
vorgenommen sind, in denen die erstgenannte Vertragspartei 
Hoheitsrechte oder Hoheitsgewalt ausübt, genießen ebenfalls 
den vollen Schutz dieses Abkommens. 

(3) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung" im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist ins-
besondere die Verwaltung, die Verwendung, der Gebrauch 
und die Nutzung einer Kapitalanlage anzusehen. 

b) Als eine „weniger günstige Behandlung" im Sinne des Arti-
kels 3 Absatz 2 bzw. eine „diskriminierende Maßnahme" im 
Sinne des Artikels 3 Absatz 4 ist insbesondere anzusehen: 
die Einschränkung des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, 
Energie- und Brennstoffen sowie Produktions- und 
Betriebsmitteln sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher 
Wirkung. 
Maßnahmen einer Vertragspartei, die aus Gründen der 
jeweiligen Prioritäten ihrer Volkswirtschaft zu treffen sind, 
gelten nicht als „diskriminierende Maßnahmen", vorausge-
setzt, daß sie sich nicht speziell gegen Investoren der 
anderen Vertragspartei oder gegen gemeinsame Unter-
nehmen mit Beteiligung von Investoren der anderen Ver-
tragspartei richten. 

c) Maßnahmen einer Vertragspartei, die aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der Volksgesundheit 
oder Sittlichkeit zu treffen sind, gelten nicht als ,,diskrimi-
nierende Maßnahmen". 

d) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit der Vornahme und der Durchführung 
einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet der anderen Ver-
tragspartei einreisen wollen, wohlwollend prüfen; das glei-
che gilt für Arbeitnehmer der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsge-
biet der anderen Vertragspartei einreisen und sich do rt  auf-
halten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer auszu-
üben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis wer-
den wohlwollend geprüft. 

e) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten eine Ver-
tragspartei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiun-
gen und Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergeset-
zen nur den in ihrem Gebiet ansässigen natürlichen Perso-
nen und Gesellschaften gewährt werden, auf im Gebiet der 
anderen Vertragspartei ansässige natürliche Personen 
und Gesellschaften auszudehnen. 

(4) Zu Artikel 4 

a) Der Ausdruck „Enteignung" im Sinne des Artikels 4 
Absatz 1 umfaßt auch Verstaatlichungen sowie andere 
Maßnahmen, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung 
oder Verstaatlichung gleichkommen. 

b) Steht die Enteignung im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 nach 
Auffassung des Investors nicht in Übereinstimmung mit 
dem Recht der Vertragspartei, welche die Enteignungs-
maßnahme getroffen hat, so wird die Rechtmäßigkeit der 
Enteignung auf Verlangen des Investors durch die zustän-
digen Gerichte der Vertragspartei, welche die Enteig-
nungsmaßnahmen getroffen hat, nachgeprüft. 

c) Die Entschädigung im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 muß 
dem Wert der enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor 
dem Zeitpunkt entsprechen, in dem die Enteignung öffent-
lich bekannt wurde. Der Investor und die andere Vertrags-
partei werden zum Zweck der Ermittlung dieses Wertes 
Konsultationen durchführen. 
Ist binnen sechs Monaten nach Beginn der Konsultationen 
eine Einigung nicht erzielt worden, so wird die Höhe der 
Entschädigung auf Verlangen des Investors entweder 
durch die zuständigen Gerichte der Vertragspartei, welche 
die Enteignungsmaßnahme getroffen hat, oder durch ein 
internationales Schiedsgericht nachgeprüft. 

d) Das in Buchstabe c genannte internationale Schiedsge-
richt wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede Seite ein Mit-
glied bestellt und beide Mitglieder sich auf den Angehöri-
gen eines dritten Staates, mit dem beide Vertragsparteien 
diplomatische Beziehungen unterhalten, einigen. Die Mit-
glieder sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine 
Seite der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsver-
schiedenheiten einem Schiedsgericht unterbreiten will. 
Werden die in Absatz 1 genannten Fristen nicht eingehal-
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung 
jede Seite den Vorsitzenden des internationalen Schieds-
gerichts bei der Handelskammer in Stockholm bitten, die 
noch erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. 
Das Schiedsverfahren wird von dem Schiedsgericht selbst 
entsprechend dem Übereinkommen vom 18. März 1965 zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten 
und Angehörigen anderer Staaten festgelegt. Das Gericht 
entscheidet mit Stimmenmehrheit; die Entscheidung ist 
endgültig und bindend; sie wird nach innerstaatlichem 
Recht vollstreckt. Die Entscheidung muß die Grundlage 
angeben, auf der sie ergangen ist; sie ist auf Verlangen der 
einen oder anderen Seite zu begründen. 
Jede Seite trägt die Kosten ihres Mitglieds und ihrer Vertre-
tung in dem Schiedsverfahren; die Kosten des Obmanns 
sowie die sonstigen Kosten werden von beiden Seiten zu 
gleichen Teilen getragen. 

e) In den in Artikel 4 Absatz 2 vorgesehenen Situationen wird 
soweit wie möglich Sorge getragen, daß die mit den Inve-
stitionen verbundenen Tätigkeiten fortgeführt werden kön-
nen. 
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(5) Zu Artikel 5 

a) Als Zahlungen gemäß Artikel 5 Buchstabe a sind alle in 
Übereinstimmung mit den zwischen den Beteiligten 
geschlossenen Verträgen zu leistenden Rückzahlungen 
des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhal-
tung und Ausweitung der Kapitalanlage anzusehen. 

b) Als Darlehen im Sinne von Artikel 5 Buchstabe c sind betei-
ligungsähnliche Darlehen, die vom Investor zur Verfügung 
gestellt werden, zu verstehen. 

c) Der Ausdruck „Jede Vertragspartei gewährleistet den Inve-
storen der anderen Vertragspartei den freien Transfer der 
im Zusammenhang mit Kapitalanlagen stehenden Zahlun-
gen" gemäß Artikel 5 bedeutet in bezug auf die Volksre-
publik China: 

Nach den bei Unterzeichnung dieses Abkommens gelten-
den Devisenbestimmungen der Volksrepublik China wer-
den Zahlungen nach Artikel 5 von dem Devisenkonto des 
gemeinsamen Unternehmens oder von dem Devisenkonto 
des Unternehmens mit ausschließlich ausländischem 
Kapital in das Ausland transferiert. 

d) Sollten ausnahmsweise den gemeinsamen Unternehmen 
oder den Unternehmen mit ausschließlich ausländischem 
Kapital nicht in ausreichendem Maße Devisen für Zahlun-
gen nach Buchstabe c dieser Protokollziffer zugeflossen 
sein, so stellt die chinesische Regierung in den folgenden 
Fällen die für den Transfer erforderlichen Devisen zur Ver-
fügung: 

aa) für Zahlungen nach Artikel 5 a, d, e; 

bb) für Zahlungen nach Artikel 5 c, 
wenn die Bank of China eine Garantie gewährt hat; 

cc) für Zahlungen nach Artikel 5 b, 
wenn ein gemeinsames Unternehmen oder ein Unter-
nehmen mit ausschließlich ausländischem Kapital mit 
Genehmigung einer zuständigen staatlichen Stelle 
seine Produktion auch gegen nicht frei konvertible 
Währung absetzt. 

(6) Zu Artikel 7 

Als „ohne ungebührliche Verzögerung" durchgeführt im Sinne 
des Artikels 7 Absatz 1 gilt ein Transfer, der innerhalb einer 
Frist erfolgt, die normalerweise zur Beachtung der Transfer-
förmlichkeiten erforderlich ist. Die Frist beginnt mit der Einrei-
chung eines entsprechenden Antrags und darf in den Fällen 
des Artikels 5 drei Monate und in den Fällen des Artikels 4 und 
des Artikels 6 sechs Monate nicht überschreiten. 

(7) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im 
Zusammenhang mit der Vornahme von Kapitalanlagen stehen, 
werden die Vertragsparteien die Transportunternehmen der 
anderen Vertragsparteien weder ausschalten noch behindern. 
Der Investor hat das Recht der freien Wahl des Transportun-
ternehmens. 

Hierunter fallen Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar zur Kapitalanlage im Sinne dieses 
Abkommens bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet einer 
Vertragspartei oder eines dritten Staates von einem Unter-
nehmen oder in dessen Auftrag angeschafft werden, in dem 
Vermögenswerte als Kapitalanlage im Sinne dieses 
Abkommens angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit der Vornahme von 
Kapitalanlagen reisen. 

Geschehen zu Beijing am 7. Oktober 1983 in zwei Urschrif-
ten, jede in deutscher und chinesischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Schädel 

Graf Lambsdorff 

Für die Volksrepublik China 
Chen Muhua 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 
Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den wirt-
schaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer durch eine 
Reihe von Maßnahmen. Eine wichtige Rolle spielt dabei 
die Förderung privater Kapitalanlagen in Entwicklungs-
ländern. Private Kapitalanlagen sind in besonderem 
Maße geeignet, die wi rtschaftliche Entwicklung dieser 
Länder zu fördern und ihre außenwirtschaftlichen Bezie-
hungen mit der Bundesrepublik zu verstärken. Investi-
tionen der privaten Wi rtschaft  vermitteln neben Risiko-
kapital vor allem auch technisches Wissen und unter-
nehmerische Erfahrung. 
Ein Mittel zur Förderung von Direktinvestitionen in Ent-
wicklungsländern ist der Abschluß von Investitionsför-
derungsverträgen. Diese Verträge dienen dem Schutz 
und der Förderung privater Kapitalanlagen in Entwick-
lungsländern, indem sie bestimmte Rahmenbedingun-
gen in völkerrechtlich verbindlicher Form festlegen. Ihr 
Abschluß ist zudem eine wichtige Voraussetzung für 
weitere Förderungsmaßnahmen, z. B. die Übernahme 
von Bundesgarantien gegen politische Risiken. Nach 
den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes kann der 
Bund zur Absicherung solcher Risiken bei förderungs-
würdigen Kapitalanlagen im Ausland Bürgschaften, 
Garantien und sonstige Gewährleistungen in der Regel 
dann übernehmen, wenn zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Land, in dem die Kapitalanlage 
vorgenommen wird, eine Vereinbarung Ober die  Behand-
lung von Kapitalanlagen besteht. 
Das deutsch-chinesische Abkommen vom 7. Oktober 
1983 entspricht im wesentlichen dem deutschen 
Mustervertrag, der auch Grundlage zahlreicher entspre-
chender Verträge mit anderen Entwicklungsländern ist. 

Il. Besonderes 
Das Abkommen enthält 13 Artikel; ihm ist ein Protokoll 
beigefügt. 

Zu Artikel 1 
Die Bestimmung enthält die Definitionen der Begri ffe 
„Kapitalanlagen", „Erträge" und „Investor". Nach Pr o-
tokollnummer 1 genießen die Erträge den gleichen 
Schutz wie die Kapitalanlage. 

Zu Artikel 2 
Die Bestimmung enthält das allgemeine Prinzip einer 
gerechten und billigen Behandlung. Nach Protokollnum-
mer 2 fallen alle Kapitalanlagen unter den Schutz des 
Vertrages, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor-
schriften des Gastlandes vorgenommen worden sind. In 
derselben Bestimmung wird der räumliche Geltungsbe-
reich des Abkommens auf die Meereswirtschaftszone 
bzw. den Festlandsockel ausgedehnt. 

Zu Artikel 3 

Hier ist der Grundsatz der Meistbegünstigung niederge

-

legt. Darüber hinaus enthält die Bestimmung die  gene

-

relle Zusicherung, keine diskriminierenden Maßnahmen 
gegen gemeinsame Unternehmen bzw. gegen Kapital-
anlagen von Investoren der anderen Vertragspartei zu 
treffen. In Protokollnummer 3 Buchstabe b. werden 
einige Beispiele einer nach dem Vertrag unzulässigen 
Schlechterbehandlung aufgeführt. Protokollnummer 3 
Buchstabe d enthält eine Wohlwollensklausel hinsicht-
lich Einreise, Aufenthalt und Arbeitserlaubnis im Zusam-
menhang mit der Durchführung einer Kapitalanlage. 

Zu Artikel 4 
Die Bestimmung setzt die wichtigsten Anforderungen an 
die Entschädigung im Falle einer Enteignung fest. In Pro-
tokollnummer 4 werden die entschädigungspflichtigen 
Eingriffe der öffentlichen Hand sowie das Verfahren zur 
Ermittlung der Höhe der Enteignungsentschädigung 
näher erläutert. Meinungsverschiedenheiten über die 
Höhe der Entschädigung können einem ad hoc zu bil-
denden internationalen Schiedsgericht vorgelegt wer-
den.  

Bei Verlust der Kapitalanlage infolge Krieg, Revolution 
oder Aufruhr wird Inländerbehandlung zugesichert. 
Außerdem gilt für den gesamten Artikel 4 Meistbegün-
stigung. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das Prinzip des freien Transfers 
von Kapital und Erträgen. Nummer 5 des Protokolls 
stellt dazu in bezug auf die Volksrepublik China fest, daß 
nach den dort  geltenden Devisenbestimmungen Zah-
lungen von dem Devisenkonto des gemeinsamen Unter-
nehmens bzw. des Unternehmens mit ausschließlich 
ausländischem Kapital in das Ausland transferiert wer-
den, daß aber im Falle von Devisenmangel bei den 
genannten Unternehmen die chinesische Regierung die 
für den Transfer erforderlichen Devisen zur Verfügung 
stellen wird. 

 Zu Artikel 6 

Die Bestimmung stellt sicher, daß die Bundesrepublik, 
wenn sie aus einer Garantie gegen politische Risiken für 
eine in der Volksrepublik China vorgenommene Kapital-
anlage in Anspruch genommen wird, die auf sie über-
gegangenen Rechte des Investors im eigenen Namen 
gegenüber der Volksrepublik China geltend machen 
kann (Grundsatz der Subrogation). 

Zu Artikel 7 

Nach dieser Bestimmung sind Transfers ohne unge-
bührliche Verzögerung, in der vereinbarten Währung 
und zum jeweils gültigen Kurs vorzunehmen. In der 
Protokollnummer 6 ist der Begriff „ohne ungebührliche 
Verzögerung" näher erläutert. 

Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach 
dem Recht des Anlagelandes, sei es aufgrund völker- 



Drucksache 10/1740 	Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 

rechtlicher Verpflichtungen, gehen vor. Zugleich sichern 
sich die Vertragsparteien zu, daß Verpflichtungen einer 
Vertragspartei gegenüber einem Investor der anderen 
Vertragspartei eingehalten werden. 

Zu Artikel 9 

Das Abkommen gilt auch für sogenannte Altinvestitio-
nen, soweit sie nach dem 1. Juli 1979 vorgenommen 
wurden. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertrags-
parteien über die Auslegung oder Anwendung des 
Abkommens vor. 

Zu Artikel 11 

Auseinandersetzungen zwischen den Vertragsparteien 
lassen das Abkommen unberührt. Dies schließt aller-
dings vorübergehende Maßnahmen aufgrund der allge-
meinen Regeln des Völkerrechts nicht aus. 

Zu Artikel 12 

Das Abkommen enthält die bereits in anderen Abkom-
men mit der Volksrepublik China verwendete Berlin-
Klausel. 

Zu Artikel 13 

Das Abkommen bleibt zunächst zehn Jahre in Kra ft  und 
wird sodann - mit einer einjährigen Kündigungsfrist- auf 
unbegrenzte Zeit verlängert. Im Falle des Außerkrafttre-
tens des Abkommens genießen die bis dahin vorgenom-
menen Kapitalanlagen noch für weitere fünfzehn Jahre 
den im Abkommen festgelegten Schutz. 

 Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
zusätzlichen Regelungen. Sie gelten als Bestandteil des 
Abkommens. 

Abgesehen von den im jeweiligen Zusammenhang 
bereits erwähnten Bestimmungen enthält es in Num-
mer 7 ein Diskriminierungsverbot hinsichtlich der Trans-
portunternehmen der anderen Vertragspartei für Trans-
porte in Zusammenhang mit der Vornahme von Kapital-
anlagen. 

III. Briefwechsel 

Anläßlich des Abschlusses der Verhandlungen über das 
Abkommen wurden zwei Briefwechsel geführt. Diese 
sind nach dem Willen der Vertragsparteien nicht 
Bestandteil des Abkommens. 

Bei dem einen Briefwechsel handelt es sich um die 
gegenseitige Zusicherung, Verhandlungen über eine 
ergänzende Vereinbarung zur Regelung von Streitigkei-
ten zwischen einer Vertragspartei und einem Investor 
durch das Internationale Zentrum zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten aufzunehmen, sobald beide 
Parteien Mitglieder des diesbezüglichen Übereinkom-
mens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investi-
tionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen 
anderer Staaten geworden sind. 

Der zweite Briefwechsel spricht eine Frage zur Ausle-
gung des Artikels 10 des Vertrages an, die während der 
Vertragsverhandlungen zum deutschen Musterentwurf 
aufgeworfen worden war. Durch den Briefwechsel wird 
das dem Musterentwurf zugrundeliegende Verständnis 
bestätigt, daß eine Überprüfung der Rechtmäßigkeit von 
Enteignungen durch die innerstaatlichen Gerichte ein 
Verfahren der Staaten-Schiedsgerichtsbarkeit nach 
Artikel 10 des Abkommens nicht ausschließt. 


